Finanzierungsprobleme des österreichischen Gewerbes by Kemmetmüller, Wolfgang & Schmoll, Anton
ePubWU Institutional Repository
Wolfgang Kemmetmüller and Anton Schmoll




Kemmetmüller, Wolfgang and Schmoll, Anton (1978) Finanzierungsprobleme des österreichischen
Gewerbes. In: Investitionen in Industrie und Gewerbe. Finanzierungsformen. Veröffentlichungen
des Vereines der wissenschaftlichen Forschung auf dem Gebiete der Unternehmerbiographie und
Firmengeschichte, Heft 7, Hg. vom Verein der wissenschaftlichen Forschung auf dem Gebiete der
Unternehmerbiographie und Firmengeschichte, Wien. pp. 33-43.
This version is available at: http://epub.wu.ac.at/6677/
Available in ePubWU: November 2018
ePubWU, the institutional repository of the WU Vienna University of Economics and Business, is
provided by the University Library and the IT-Services. The aim is to enable open access to the
scholarly output of the WU.






Wolfgang Kemmetmüller und Anton Schmoll 
Finanzierungsprobleme des österreichischen Gewerbes 
1. Bedeutung des Gewerbes in Osterreich 
Die Wirtschaftspolitik der letzten Jahre ist oftmals durch Maßnah-
men gekennzeichnet, die primär auf den Bereich der Industrie abzie-
len. Vergegenwärtigt man sich aber, daß 1973 rund ein Viertel aller 
Arbeitsstätten in Österreich dem Gewerbe zuzuzählen sind, so muß 
eine derartige wirtschaftspolitische Zielsetzung problematisch erschei-
nen. Die Bedeutung dieser Betriebe ergibt sich jedoch nicht nur auf-
grund ihrer Häufigkeit, sondern auch durch den hohen Beschäftigten-
anteil, der auf sie entfällt. Dieser Tatbestand wird durch folgende Ta-
belle verdeutlicht: (1) 





--- ·--·- -" -- ~-------- ·-~----
Gewerbe 78.597 28,08 626.619 23,49 
Industrie 11.339 4,05 700.017 26,24 
Übrige Sektionen 189.943 67,87 1,341.245 50,27 
(Handel, Verkehr, Fremdenverkehr, 
Banken und Versicherungen) 
Gewerbliche Wirtschaft insgesamt 279.879 100,00 2,667.881 100,00 
(ohne Landwirtschaft) 
Die Besonderheiten der gewerblichen Betriebe liegen vor allem in 
der Arteigenheit ihrer Leistungen, wie zum Beispiel in der größeren 
Anpassungsfähigkeit an wechselnde Bedürfnisse, in der individuelle-
ren Fertigung oder höheren Präzision. Diese größere Flexibilität bei 
veränderlichen Wirtschaftssituationen bedeutet einen nicht unwesent-
lichen Vorteil: ,,Hinsichtlich der konjunkturellen Optimalität sind die 
Mittel- und Kleinbetriebe den Großbetrieben eindeutig überlegen." (2) 
Gerade im letzten Jahr der Rezession hat sich gezeigt, daß kleinere 
und mittlere Betriebe relativ krisenfest geblieben sind (3) und als be-
schäftigungspolitischer Stabilisator gewirkt haben. Auch im Hinblick 
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auf die Ausbildungsleistungen darf die Bedeutung gewerblicher Be-
triebe nicht unterschätzt werden: 1976 beispielsweise waren 52,2 % 
aller Lehrlinge im Gewerbe beschäftigt. Der Anteil des Gewerbes am 
Bruttonationalprodukt betrug im Jahre 1972 22,5 %; jener der Indu-
strie war nur geringfügig höher und lag bei 25,7 %. (4) 
Um die Konkurrenzfähigkeit der gewerblichen Betriebe gegenüber 
den Großbetrieben zu erhalten, bedarf es einer ständigen Moderni-
sierung und Rationalisierung der Betriebsabläufe, d. h. zusätzlicher 
Investitionen. Diese wiederum lösen einen langfristigen Kapitalbedarf 
aus, dessen Deckung mannigfaltige Probleme aufwirft. 
2. Finanzierungsproblematik der Gewerbebetriebe 
Grundsätzlich kann das benötigte Kapital im Unternehmen gebildet 
oder von außen zugeführt werden, wie die folgende Graphik zeigt: (5) 
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L~ußenfina~zierung 1 
Im Bereich der Innenfinanzierung (Bereitstellung finanzieller Mittel 
aus dem betrieblichen Umsatzprozeß) stellt die Selbstfinanzierung 
(Einbehaltung von Gewinnen) für viele Klein- und Mittelbetriebe die 
Quelle langfristigen Kapitals schlechthin dar. Die Ergiebigkeit dieser 
Finanzierungsform wird neben der ungünstigen Gewinnsituation vor 
allem durch die Steuergesetzgebung und auch durch die Entnahme-
politik beeinflußt. 
Bei den Gewerbebetrieben handelt es sich überwiegend um kleinere 
und mittlere Unternehmen, die meistens in der Rechtsform der Einzel-
unternehmung oder Personengesellschaft geführt werden. Hier tritt 
insofern eine weitere Verringerung des Ausmaßes der Selbstfinanzie-
rung ein, als die erwirtschafteten Gewinne auch zur Bestreitung der 
Kosten der privaten Lebensführung (einschließlich Steuern) dienen 
müssen. Da die Kosten der privaten Lebensführung durch die Inflation 
steigen, werden die Selbstfinanzierungsmöglichkeiten dieser Unter-
nehmen auch dadurch verringert. Selbstfinanzierung ist somit im we-
sentlichen nur durch Konsumverzicht des Unternehmers möglich. (6) 
Die anderen Formen der internen Finanzierung spielen im Gegen-
satz zu den Großbetrieben bei kleineren und mittleren Betrieben nur 
eine untergeordnete Rolle. So kommen beispielsweise die steuer-
lichen Abschreibungsmöglichkeiten in erster Linie den anlagenintensi-
ven Industriebetrieben entgegen, da diese weit mehr Abschreibungen 
vornehmen können als die arbeitsintensiven Klein- und Mittelbetriebe. 
Ebenso spielt eine Finanzierung mittels Rückstellungen (insbesonders 
über Pensionsrückstellungen) in Klein- und Mittelbetrieben kaum eine 
Rolle, weil für sie eventuelle Pensionszusagen zu risikoreich wären. 
Für Klein- und Mittelbetriebe kann daher festgestellt werden, ,,daß 
die interne Finanzierung, die auch für die externe und besonders die 
Kreditfinanzierung die Voraussetzung bildet, gerade bei den mittel-
ständischen Betriebswirtschaften überproportional zurückgegangen ist. 
Das Finanzierungsdefizit, d. h. die Differenz zwischen der Höhe der 
notwendigen Investitionen und der Höhe der im Betrieb gebildeten 
Mittel, hat sich also vergrößert." (7) Hinsichtlich dieser Finanzierungs-
art ist daher seit geraumer Zeit auch „in Österreich folgende Tendenz 
erkennbar: Eine rückläufige Innenfinanzierungsquote und· damit ein 
tendenzielles Sinken des Anteils der Eigenmittel". (8) Eine Konjunktur-
abschwächung und gleichzeitig auftretende Inflation, die wiederum zu 
einer Besteuerung von Scheingewinnen führt, verstärkt diese Tendenz 
in einem nicht zu unterschätzenden Ausmaße. Wie soeben gezeigt 
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wurde, ist der Handlungsspielraum bei der Innenfinanzierung sehr ein-
geschränkt, so daß in der Folge die Möglichkeiten der Außenfinanzie-
rung untersucht werden müssen. 
Da Gewerbebetriebe infolge der fehlenden Emissionsfähigkeit keinen 
Zugang zum organisierten Kapitalmarkt (Börse) haben, kommt eine 
Ausgabe von Aktien von vornherein nicht in Betracht. Die externe Be-
schaffung von Eigenkapital kann daher entweder durch Kapitalauf-
stockung aus eigenen Mitteln oder durch Aufnahme von Gesellschaf-
tern erfolgen. Während die erste Variante im Umfang des vorhandenen 
Privatvermögens ihre Grenze findet, scheitert die Hereinnahme von 
Gesellschaftern immer dann, wenn der bisherige Alleineigentümer 
darin eine Beschränkung seiner Selbständigkeit befürchtet. Versucht 
man diese Schwierigkeit mit der Wahl einer entsprechenden Rechts-
form (zum Beispiel stille Gesellschaft) zu umgehen, stößt man oftmals 
auf die geringe Bereitschaft von Kapitalgebern, weil das Risiko als zu 
hoch angesehen wird. (Die Beteiligungsfinanzierung verliert in Öster-
reich nicht zuletzt deshalb an Attraktivität, weil derzeit eine Reihe von 
Sparformen existiert, bei denen der Ertrag gesichert ist und die daher 
risikolos sind.) Aufgrund der bisherigen Überlegungen ist auch die seit 
Jahren anhaltende Verringerung der Eigenkapitalquoten bei Klein- und 
Mittelbetrieben nicht verwunderlich. Wenn auch Definitions- und Er-
mittlungsschwierigkeiten bezüglich des Eigenkapitals bestehen, behält 
doch die in einer Untersuchung über die Eigenkapitalausstattung der 
Industrie getroffene Feststellung ihre Aussagekraft: ,,Die Ausstattung 
der Einzelunternehmungen und der Personalgesellschaften mit Eigen-
kapital liegt noch niedriger als jene der Kapitalgesellschaften." (9) 
Infolge der ständig wachsenden Eigenkapitalknappheit hat die 
Fremdfinanzierung in der österreichischen Wirtschaft die Eigenfinan-
zierung weit überflügelt. (10) Auch im Bereich der Klein- und Mittel-
betriebe hat diese Finanzierungsform große Bedeutung erlangt: Mitte 
1976 etwa betrug das Volumen der Gewerbekredite 42 Milliarden 
Schilling, das waren rund 11 % des gesamten inländischen Kredit-
volumens. 
Da Kreditzusagen vom Nachweis der Kreditwürdigkeit abhängen, er-
geben sich aber auch bei dieser Finanzierungsart gewisse Schwierig-
keiten. Gerade Kleinbetriebe können einerseits nicht die erforderlichen 
Sicherheiten anbieten und andererseits infolge ihres mangelhaften 
Rechnungswesens nur schwer einen Einblick in ihre wirtschaftliche 
Lage gewähren. 
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Neben den Sicherheiten bringt auch die Laufzeit gewisse Probleme. 
Der von der Theorie erhobenen Forderung nach Übereinstimmung von 
Kapitalbindungs- und Kapitalüberlassungsdauer wird in der Praxis 
nicht mehr entsprochen. Oftmals ist die Nutzungsdauer der Anlagen 
länger als die Laufzeit der zur Finanzierung benötigten Kredite. 
Nimmt die Kapitalfreisetzung aber längere Zeit in Anspruch, so 
müssen die Tilgungsraten mit Hilfe anderer Mittel aufgebracht werden. 
Das führt unwillkürlich zu neuen Finanzierungsengpässen und zwingt 
entweder zur Inanspruchnahme teurer Bankkredite oder zu einem 
Ausweichen in den Lieferantenkredit, Steuerkredit oder (und) Kunden-
anzahlungen. 
3. Lösungsansätze 
3.1 Maßnahmen im Bereich der Eigenfinanzierung 
Um all den oben angeführten Schwierigkeiten zu begegnen, werden 
immer neue Vorschläge erarbeitet, mit dem Ziel, weitere Kapitalquellen 
zu erschließen. Eine Verbesserung der Eigenkapitalsituation haben die 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften (KBG) zum Ziel. 
Die wesentlichste Aufgabe einer KBG besteht darin, anderen Unter-
nehmen zusätzliches risikotragendes Eigenkapital zu verschaffen. Sie 
erwirbt Beteiligungen an nicht emissionsfähigen Unternehmungen 
(Abgrenzung zur Investmentgesellschaft) und strebt keine Beherrschung 
der Partnerfirma an (Abgrenzung zur Holdinggesellschaft). Im allge-
meinen haben Kapitalbeteiligungsgesellschaften folgende drei Funk-
tionen (11) zu erfüllen: 
- eine Finanzierungsfunktion (im Interesse des kapitalnachfragenden 
Unternehmens): Zuführung von Eigenkapital, Auswählen der Beteili-
gungsunternehmen, Festlegen der Höhe und Dauer der einzelnen 
Beteiligungen; 
eine Investmentfunktion (im Interesse der Kapitalanleger): Risiko-
streuung durch Beteiligungen an Unternehmungen der verschieden-
sten Branchen und Erwirtschaftung einer möglichst kontinuierlichen 
Rendite; 
- eine Beratungs- und Kontrollfunktion (im Interesse beider Parteien): 
Beratung in Finanzangelegenheiten; eventuell auch Hilfe bei organi-
satorischen Problemen und Marktfragen zur Erhöhung der Renta-
bilität. 
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Bereits im Jahre 1968 wurde im Rahmen der „Vorschläge zur Kapi-
talmarktpolitik" (12) des Beirates für Sozial- und Wirtschaftsfragen die 
Errichtung einer Kapitalbeteiligungsgesellschaft in Österreich empfoh-
len. Doch in der darauffolgenden Periode der Hochkonjunktur, wo 
sämtliche Aktivitäten auf Umsatzsteigerungen ausgerichtet waren, ge-
rieten diese Gedanken bald wieder in Vergessenheit. Eine weitere 
Ursache für die Verzögerung der Realisierung einer derartigen Gesell-
schaft liegt im System des österreichischen Steuerrechts. Dieses ist 
sehr stark auf Innenfinanzierung abgestellt, wobei den Unternehmen 
die verschiedensten Möglichkeiten wie zum Beispiel normale und vor-
zeitige Abschreibung, Investitionsfreibetrag, Investitionsrücklage, Ab-
fertigungsrücklage, Übertragung stiller Reserven, Rücklage für nicht-
entnommenen Gewinn offenstehen. Eine derartige Förderung der 
Selbstfinanzierung hindert aber gleichzeitig die für eine freie Wirtschaft 
notwendige Beweglichkeit des Risikokapitals. (13) Dieser Umstand 
wird außerdem noch dadurch verstärkt, daß in Österreich die externe 
Beschaffung von Eigenkapital noch immer durch die Doppelbesteue-
rung von Kapitalgesellschaften benachteiligt wird. 
Während das Interesse an der Gründung einer Kapitalbeteiligungs-
gesellschaft weiter sank, wurde gleichzeitig auch nach anderen Lösun-
gen für die Bewältigung des Eigenkapitalproblems gesucht. In diesem 
Zusammenhang wurde der Konstruktion des sogenannten nachrangigen 
Kapitals, das hinsichtlich der Haftung eine Mittelstellung zwischen 
Eigen- und Fremdkapital einnimmt, große Bedeutung zugemessen. 
Dieses Modell ließe sich nach Meinung von Finanzierungsexperten des 
Sparkassensektors,· mit denen die Verfasser ausführliche Gespräche 
führten, leichter verwirklichen als die relativ komplizierte Neukonstruk-
tion einer Kapitalbeteiligungsgesellschaft. Nicht zuletzt waren es auch 
die großen Risken, welche mit jeder Beteiligungsfinanzierung verbun-
den sind, die einer Gründung einer Kapitalbeteiligungsgesellschaft in 
Österreich lange Zeit entgegenwirkten. 
In den letzten Jahren der Rezession, als der Eigenkapitalschwund 
besonders deutlich spürbar wurde, wurde auch die Idee der Kapital-
beteiligungsgesellschaft wieder als Lösungsmöglichkeit für die Unter-
kapitalisierung der Klein- und Mittelbetriebe in die Diskussion ge-
bracht. Nach eingehenden Beratungen und nach Beseitigung der letzten 
Unklarheiten hinsichtlich der Beteiligungsverhältnisse wurde am 15. 
Dezember 1977 die erste Kapitalbeteiligungsgesellschaft in Form der 
,,Beteiligungsfinanzierung-AG" gegründet. 
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Das Grundkapital von 100 Millionen Schilling verteilt sich auf fol-
gende Investitionen: 
Banken . . . . . . . . . . . 27,5 0/o 
Sparkassen . . . . . . . 27,5 0/o 
Raiffeisen- und Volksbankensektor . 25,5 0/o 
Pfandbriefstelle (Hypothekenbanken) 9,5 0/o 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft . 5,0 0/o 
Vereinigung österreichischer Industrieller . . 5,0 0/o 
Diese als Gesellschafter fungierenden Gründerinstitutionen stellen 
der Kapitalbeteiligungsgesellschaft das benötigte Eigenkapital zur Ver-
fügung, das derzeit zur Hälfte eingezahlt ist. Nach der Volleinzahlung 
besteht auch eine Nachschußmöglichkeit auf die Aktien, so daß die 
Finanzierungsbasis der Gesellschaft ohne Schwierigkeiten erweitert 
werden kann. In einem späteren Stadium kann das Finanzierungsvolu-
men auch dadurch vergrößert werden, indem entweder von einem Ge-
sellschafter oder von anderen Institutionen Kredite in Anspruch ge-
nommen werden. (Neben den Kreditinstitutionen kommt in einer 
späteren Phase auch noch die Versicherungswirtschaft als Finanzie-
rungsquelle der Kapitalbeteiligungsgesellschaft in Frage, die für ihre 
Gelder oftmals Anlagemöglichkeiten sucht.) Durch die Weitergabe 
dieser Kreditmittel an die beteiligungssuchenden Unternehmen wird 
somit eine Transformation der auf Kreditbasis bereitgestellten Finan-
zierungsmittel in solche mit Eigentümerrisiko möglich. 
Zielgruppe der Aktivitäten der Beteiligungsfinanzierungs-AG sind 
dynamische Klein- und Mittelbetriebe, die sich mit der Entwicklung 
qualitativ hochwertiger Produkte beschäftigen, deren Wachstum und 
Entwicklung aber durch eine ungünstige Eigenkapitalausstattung ge-
bremst ist. Unmißverständlich wurde von leitenden Herren der Gründer-
institute zum Ausdruck gebracht, daß sanierungsbedürftige Unterneh-
men für eine derartige Beteiligungsfinanzierung ausscheiden. Da bei 
dieser erwerbswirtschaftlich ausgerichteten Kapitalbeteiligungsgesell-
schaft das Streben nach einer möglichst hohen Rendite für das zur 
Verfügung gestellte Kapital im Vordergrund steht, ist die Geschäfts-
politik dieser Gesellschaft gekennzeichnet durch besonders strenge 
Auslese der Unternehmen mit besonders günstigen Gewinnchancen. 
Wie bereits erwähnt, steht im Mittelpunkt dieser Art der Beteiligungs-
finanzierung der Bereich der Klein- und Mittelbetriebe, wo die Persön-
lichkeit des Unternehmers eine entscheidende Rolle spielt. Dies vor 
allem deshalb, weil die Existenz und die Marktchancen kleinerer und 
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mittlerer Unternehmen in erster Linie von der Dynamik und Anpas-
sungsfähigkeit dieser Unternehmen abhängen. Da es sich bei einer Be-
teiligung um echtes Risikokapital handelt, für das keine dinglichen 
Sicherheiten bestehen, bietet somit diese Tüchtigkeit des Unternehmers 
der Kapitalbeteiligungsgesellschaft die einzige und entscheidende 
,.Sicherheit" für das eingesetzte Beteiligungskapital. 
Vorgesehen sind beispielsweise nur Minderheitsbeteiligungen, damit 
kein beherrschender Einfluß auf das finanzierte Unternehmen ausgeübt 
wird. Die Selbständigkeit und Entscheidungsfreiheit des Unternehmers 
soll auf alle Fälle erhalten bleiben, wobei aber der Kapitalbeteiligungs-
gesellschaft ein Kontrollrecht eingeräumt wird. 
Weiters haben die Beteiligungen keinen Dauercharakter, weshalb 
die Zuführung von Eigenkapital zeitlich begrenzt (ca. 7 bis 12 Jahre) 
sein wird. Dem Unternehmer wird daher ein Rückkaufsrecht einge-
räumt werden, wodurch er die Beteiligungen von der Gesellschaft wie-
der zurückerwerben kann. 
Wie bereits erwähnt, besteht eines der zentralen Probleme der Be-
teiligungsfinanzierung in der Frage nach den Trägern der anfallenden 
Risken. In dieser Hinsicht werden Förderungsmaßnahmen der öffent-
lichen Hand notwendig, um eine Verminderung der vor allem in der 
Anlaufzeit großen Risken herbeizuführen. Im abgelaufenen Jahr wurden 
hierzu durch gesetzliche Maßnahmen die notwendigen Grundlagen ge-
schaffen. Konkret handelt es sich hierbei um den ehemaligen Entwick-
lungs- und Erneuerungsfonds, durch den auf Bundesebene die Aus-
fallbürgschaften für Großkredite übernommen wurden. Durch das 
Garantiegesetz 1977 wurde dieser EE-Fonds in eine Garantiegesell-
schaft umgewandelt, _die nun auch Beteiligungen garantieren kann. 
3.2 Maßnamen im Bereich der Fremdfinanzierung 
Auf dem Gebiet der Fremdkapitalbeschaffung geht es vor allem um 
Maßnahmen im Bereich der Kreditbürgschaften. Diese Funktion erfüllen 
in der BRD die Kreditgarantiegemeinschaften und in der Schweiz die 
Bürgschaftsgenossenschaften. In Österreich besteht eine besondere 
Form der Übernahme von Kreditbürgschaften durch die Bürgschafts-
fonds Ges. m. b. H. (Bürges) des Bundesministeriums für Handel, Ge-
werbe und Industrie. Diese Gesellschaft verbürgt bis zu 90 % des Kre-
dites bei einem Kreditinstitut und gewährt außerdem Zinsen- und 
Förderungszuschüsse. (14) Seit einigen Monaten wurde der Haftungs-
umfang für den einzelnen Kredit auf S 500.000,- erhöht. 
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Um weitere Finanzierungshilfen zu schaffen, wurden neben der 
Bürges von Bund, Ländern und Verbänden eine Reihe von Sonder-
kreditaktionen für die gewerbliche Wirtschaft (z. B. Exportfondskredit, 
Gewerbestrukturkredit, Abwasseranlagekredit, Existenzgründungskre-
dit usw.) geschaffen. 
Abgesehen von den unterschiedlichen Bedingungen dieser einzelnen 
Aktionen, ergibt sich im Hinblick auf die Zinsenzuschüsse eine beson-
dere Problematik. 
Wie aus einer Untersuchung des Instituts für Betriebswirtschaftslehre 
des Gewerbes und der Klein- und Mittelbetriebe der Wirtschaftsuniver-
sität Wien hervorgeht, ist die Effizienz dieser Kreditkostenzuschüsse in 
bestimmten Fällen äußerst gering. Aufgrund der Bestimmungen des 
Paragraphen 3, Z. 29 des Einkommensteuergesetzes sind Zinsenzu-
schüsse von der Einkommensteuer befreit. Allerdings tritt dadurch aber 
keine echte Steuerfreiheit ein. Die Einkommensteuerrichtlinien 1975 
legen nämlich fest, daß die den Zinsenzuschüssen gegenüberstehenden 
Zinsenzahlungen keine abzugsfähigen Ausgaben darstellen. 
Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen: Als Betriebsausgaben 
mindern die Fremdkapitalzinsen üblicherweise den Gewinn. Wenn 
diese nun um das Ausmaß der Kreditkostenzuschüsse reduziert werden 
müssen, steigt dadurch der Gewinn und damit automatisch die Be-
steuerungsgrundlage. Der Nutzen von Kreditkostenzuschüssen wird so-
mit um das Ausmaß der Besteuerung reduziert. 
Diese „Wegbesteuerung der Zinsenzuschüsse" kann höchstens da-
durch vermieden werden, daß nur Unternehmen mit niedrigen Gewin-
nen oder Verlusten derartige Zuschüsse erhalten. Nur wenn sich ein 
Unternehmen in der Verlustzone befindet, haben Kreditkostenzuschüsse 
im vollen Ausmaß eine Finanzierungswirkung. 
4. Zusammenfassung 
In dieser Abhandlung wurde aufgezeigt, daß die Finanzierungs-
situation der gewerblichen Klein- und Mittelbetriebe in Österreich in 
den letzten Jahren durch abnehmende Eigenkapitalquoten gekenn-
zeichnet ist. Ein Lösungsversuch, dieser Eigenkapitalknappheit zu be-
gegnen, kann in der Errichtung der ersten Kapitalbeteiligungsgesell-
schaft gesehen werden. Gemäß den Vorschlägen in der jahrelang an-
haltenden Diskussion handelt es sich bei der Beteiligungsfinanzie-
41 
rungs-AG um eine erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Kapitalbeteili-
gungsgesellschaft, die sich aber in gewissen Fällen staatlicher Förde-
rungseinrichtungen bedienen kann. 
Im Bereich der Fremdfinanzierung spielen für die Krediteslcherung 
der Gewerbebetriebe die verschiedenen Bürgschaftseinrichtungen eine 
immer größere Rolle. Darüber hinaus wird heute auch eine große 
Zahl von Sonderkreditaktionen angeboten, wodurch der Bedeutung 
des Gewerbes in Österreich Rechnung getragen wird. 
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